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|7|Vorwort

Franziska Drohsel 
»Was ist heute links?« Diese Frage ist wieder in aller Munde. Das war lange Zeit anders, und Liberale wie Konservative nahmen die Veränderungen 1989/90 zum Anlass, das Ende der politischen Linken auszurufen. Vom »Ende der Geschichte« (Francis Fukuyama) war zu lesen. Als Linke fand man sich wieder in Defensivkämpfen. Sei es bei den Rechten von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, sozialstaatlichen Errungenschaften oder einem angenommenen antimilitaristischen Konsens: Man war damit beschäftigt, erkämpften Fortschritt zu verteidigen.
Risse bekam die neoliberale Hegemonie mit dem Aufkommen der globalisierungskritischen Bewegung 1999. Auch wenn diese Bewegung weit davon entfernt war, Schaltzentralen der Macht besetzt zu halten, machte sie doch deutlich, dass nicht alle auf dieser Welt das neoliberale Credo bereit waren zu akzeptieren. Die Kernaussage war und blieb: Diese Welt ist von Menschen gemacht und von Menschen veränderbar. Die neoliberale Alternativlosigkeit von Steuersenkungswettbewerben, Sozialkürzungen und immer härteren Arbeitsbedingungen wurde schlicht negiert.
Die Stimmung begann sich vor allem aufgrund der Folgen neoliberaler Politik zu ändern. Allenthalben war eine Zunahme sozialer Ungleichheit zu beobachten. In Deutschland schwand die reaktionäre Stimmungsmache – jeder sei für sein Leben selbst verantwortlich, Arbeitslose seien schlicht zu faul, und ihnen müsse |8|nur genug Druck gemacht werden – zugunsten einer betroffenen Berichterstattung über Kinder, die nicht genug Geld für ein gutes Mittagessen haben, ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die keinen Job mehr finden, und arme Wohnquartiere, in denen die Menschen kaum noch Chancen haben.
Für den Rest sorgte die Krise an den Finanzmärkten. Mit ihr wurde deutlich, dass das neoliberale Dogma von Deregulierung, Liberalisierung und freien Märkten nicht in Wohlstand für alle mündet, sondern neben sozialer Ungleichheit auch Krisen in gigantischem Ausmaß produziert, die ganze Volkswirtschaften in den Ruin treiben.
Der Neoliberalismus ist in der Krise. Wie es weitergeht, ist offen. Ob es gelingen wird, eine grundsätzliche Gesellschaftskritik zu verankern, ob es gelingen wird, soziale Regulative durchzusetzen, ist ungewiss. Abhängen wird das von politischen Akteuren, die bereit sind, sich in die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Zukunft dieser Gesellschaftsordnung zu begeben.
Als Jungsozialistinnen und Jungsozialisten wollen wir mit diesem Buch einen Beitrag dazu leisten. Wenn der Neoliberalismus in einer Legitimationskrise ist, kann linke Politik eine Renaissance erfahren. Aber was heißt heute überhaupt links? Ist es links, für Mindestlöhne und gegen Online-Überwachung zu sein? Ist es links, den Kapitalismus schlecht zu finden? Und was sind die Grundlagen linker Politik?
Diese Fragen haben wir uns als Jusos gestellt und in einem Thesenpapier festgehalten, was für uns elementare Annahmen linker Politik sind. Wir haben über mehrere Monate bundesweit diskutiert und auf unserem Bundeskongress 63 Thesen beschlossen. Wir freuen uns darüber, dass sich so viele Menschen aus Politik, Wissenschaft und Bewegung an der Diskussion über die Frage zukünftiger linker Politik beteiligt haben. Die Resonanz hat unsere Erwartungen übertroffen. Sie zeigt, dass der Bedarf an einer solchen Debatte groß ist. Deshalb haben wir uns entschlossen, einen Teil der Diskussion in diesem Buch nicht nur zu dokumentieren, |9|sondern auch weiterzuführen. So viele Positionen es gibt, die unserer Überzeugung entsprechen, so viele offene Fragen gibt es, an denen wir weiterdiskutieren wollen.
Die 63 Thesen
In der Debatte rund um die Thesen ist für uns deutlich geworden, dass eine Verständigung über die Grundlagen linker Politik zwingend notwendig ist. Eine politische Praxis ohne Analyse wird zufällig und beliebig. Analyse ohne Praxis entbindet sich von dem Anspruch, gesellschaftliche Auseinandersetzungen zu führen. Analyse und Praxis gehören folglich zusammen. Jungsozialistische Politik hat es ausgemacht, immer wieder auch grundsätzliche Strategiebestimmungen vorzunehmen. Ausdruck davon sind die Herforder Thesen und auch die »53 Thesen des Projekts Moderner Sozialismus«. Unsere Diskussion und unsere Positionierung sind der Versuch einer Standortbestimmung im Jahre 2008.
Linker Politik liegt das Anliegen zugrunde, dass alle Menschen frei und gleich miteinander leben können. Alle Strukturen, die verhindern, dass Menschen sich frei und gleich gegenüberstehen, stehen im Fokus der Kritik und sind politisch zu bekämpfen. Was das gegenwärtig heißt, war Gegenstand unserer Diskussion.
Zentral bleibt für uns die Kritik am Kapitalismus. Kapitalismus als dominantes Strukturprinzip unserer Gesellschaft durchzieht alle Lebensbereiche und sozialen Beziehungen. Als System macht er die Verwertbarkeit von Kapital zum Maßstab und die Ausbeutung der Menschen zum Prinzip. Vermittelt durch das Marktprinzip, Gewinn und Profit, sind ihm nicht nur soziale Ungleichheit – Gewinner und Verlierer –, sondern auch Krisen immanent. Es ist unsere Überzeugung, dass eine Gesellschaft in Freiheit und Gleichheit nur jenseits einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung zu realisieren ist.
Dabei ist es elementar, sich der ambivalenten Rolle des Staates |10|bewusst zu sein. Über den Staat kann sozialer Fortschritt errungen werden, und gleichzeitig sichert er die kapitalistischen Strukturprinzipien ab. Staat ist folglich ein Terrain politischer Auseinandersetzungen.
Gegenwärtig sehen wir insbesondere drei Entwicklungen im Kapitalismus, auf die eine politische Linke Antworten finden muss. Das betrifft die Prozesse, die allenthalben mit dem Begriff Globalisierung beschrieben werden. Technische Entwicklungen und politische Entscheidungen haben eine veränderte Form von internationaler Wertschöpfung hervorgebracht. Auf die Internationalisierung von Wirtschaft ist bisher noch immer keine Internationalisierung von politischen Regulativen gefolgt. Die Spielräume von Nationalstaaten, welche allen Unkenrufen zum Trotz noch immer vorhanden sind, müssen genutzt werden. Vor allem aber muss die Standortkonkurrenz der Nationalstaaten mit neuen Formen internationaler Verständigung beantwortet werden. Der zweite Bereich betrifft die Prekarisierung der Arbeitswelt. Ein Rückgang klassischer industrieller Arbeit, veränderte Erwerbsbiografien und eine prekarisierte Arbeitswelt stellen viele Menschen nicht nur vor schlechte Arbeitsbedingungen, sondern machen eine kollektive Interessenorganisierung schwierig. Das dritte Feld ist die soziale Polarisierung, die in den letzten Jahren rapide gestiegen ist. Die Folge ist, dass sich immer mehr Menschen als ausgeschlossen wahrnehmen und es zunehmend nicht mehr gelingt, über Bildung, Arbeit, Demokratie, Kultur, öffentliche Daseinsvorsorge gesellschaftliche Partizipation zu organisieren.
Doch um die Gesellschaft zu verstehen, reicht es nicht aus, die Funktionsweisen des Kapitalismus zu untersuchen. Gesellschaftliche Machtverhältnisse sind noch immer zugunsten der Männer verteilt. Dieses Patriarchat ist ein weiteres Strukturelement unserer Gesellschaft. Wir wissen um die Erfolge der Frauenbewegung. Wir wissen aber auch, dass noch viel zu tun ist. Noch immer sind es die Männer, die meist die Schalthebel bedienen, an denen über die Geschicke der Welt entschieden wird. Noch immer sind es die |11|Frauen, denen der Bereich der Kindererziehung selbstverständlich zugeschrieben wird. Noch immer gibt es informelle Machtbeziehungen, gegen die Frauen allerorts anzukämpfen haben. Feminismus bleibt deshalb aktueller, notwendiger und immanenter Bestandteil linker Politik.
Rassismus, Antisemitismus, Rechtsextremismus und Nationalismus sind Triebfedern diskriminierender Strukturen in unserer Gesellschaft. Ihre Ausprägungen sind verschieden. Sie finden sich unter anderem bei militanten Neonazis, in ausländerfeindlichen Pöbeleien von Biedermännern, in unverhältnismäßiger Kritik am Staate Israel oder in einer unmenschlichen Flüchtlingspolitik. Sie alle in den Blick zu nehmen, genau zu analysieren und hart zu bekämpfen gehört zu linker Politik unweigerlich dazu.
Als Jungsozialistinnen und Jungsozialisten sind wir internationalistisch und antimilitaristisch. In den letzten Jahren war eine Militarisierung der deutschen Außenpolitik zu beobachten. Der Kosovo-Krieg war dabei eine einschneidende Zäsur. Eine nachhaltige Entwicklungspolitik, der Kampf für ein soziales Europa und eine Politik für Frieden, die auf Prävention setzt, stehen für uns auf der Tagesordnung.
Im Bereich der Ökologiepolitik sehen wir gerade für eine progressive Linke viel zu tun. Wir sind davon überzeugt, dass weder eine Rückkehr zu einer »ursprünglichen« Lebensweise noch ein quasireligiöser Glaube an technischen Fortschritt die Lösung der Umweltproblematik mit sich bringt. Ziel muss es sein, die Begriffe »sozial« und »ökologisch« zusammenzubringen und den Fortschritt zum Wohle aller Menschen zu nutzen.
Seit der Linkswende 1969 verstehen sich die Jusos als linker Jugendverband und als sozialistischer Richtungsverband in der SPD. So hat die Jusos trotz aller Differenzen, Strömungsauseinandersetzungen und -kämpfe die Überzeugung geeint, dass der »demokratische Sozialismus« des SPD-Grundsatzprogramms nur durch eine Überwindung des Kapitalismus Realität werden kann. Deshalb war und ist es richtig, für eine grundlegende Gesellschaftskritik |12|zu kämpfen. Darüber hinaus sind die Jusos aber die Jugendorganisation der SPD und kämpfen in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen im Hier und Jetzt für progressive Veränderungen. Dabei ist es notwendig, sich bewusst zu machen, wo die Grenzen einer Politik im Bestehenden liegen. Auch wenn die Bahn nicht privatisiert wird, Studiengebühren wieder überall abgeschafft werden und der gesetzliche Mindestlohn flächendeckend eingeführt wird, wird es noch immer der Kapitalismus sein, in dem wir leben, der von Krisen und sozialer Ungleichheit gekennzeichnet ist. Nichtsdestotrotz lohnt es sich, für Veränderungen zu kämpfen, weil sie das Leben für viele Menschen erträglicher machen.
Ohne die SPD wird es keine progressive Politik in diesem Land geben. Deshalb kämpfen wir als Jungsozialistinnen und Jungsozialisten in der und um die SPD. Wir sind davon überzeugt, dass die SPD Antworten auf die Fragen finden muss, wie in der derzeitigen Situation soziale Gerechtigkeit verwirklicht werden kann. Dafür muss die SPD stehen, und dafür streiten wir als Jusos. Mit der Doppelstrategie sehen wir unser Handlungsfeld nicht nur in der SPD, sondern auch außerparlamentarisch in der Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften und den sozialen Bewegungen.
Jungsozialistische Politik zu machen bedeutet das Bewegen in Widersprüchen. Auf der einen Seite das große Ganze im Blick zu haben und gleichzeitig in der SPD mit den Widrigkeiten der Realpolitik zu kämpfen und Kompromisse zu machen ist nicht einfach. Gemeinsam mit anderen Menschen linke Politik zu machen hat etwas Befreiendes und zeigt, dass nichts naturgegeben ist, sondern alles verändert werden kann. So notwendig die Organisierung und ein kollektives Handeln zur Veränderung gesellschaftlicher Zustände sind, so groß sind auch die Gefahren von Kollektiven für das Individuum. Die Widersprüche sich bewusst zu machen, darüber in der politischen Praxis zu sprechen, ist die einzige Möglichkeit, um zu großen Frustrationserfahrungen und resignativen Reaktionen zu begegnen. Es bleibt jedoch notwendig, denn nur so werden wir den langen Atem bewahren können, |13|um diese Zustände endlich einmal so verändern zu können, dass sie uns nicht erdrücken.
Der Prozess
Nach Veröffentlichung der 63 Thesen sind diese im Verband vielfach, lebhaft und kontrovers diskutiert worden. Einige der Autorinnen und Autoren in diesem Buch haben schon die Diskussion bereichert. Viele Diskussionsanstöße gingen in die Thesen ein und finden sich nun in der beschlossenen Fassung wieder. Einige Punkte wurden in fast jeder Veranstaltung angesprochen und zeigen, dass es an diesen Stellen großen Klärungsbedarf gibt.
Virulent war immer der Umgang mit der Vision von einer anderen Gesellschaft, dem demokratischen Sozialismus. Hier wurden stets konkretere Definitionen angemahnt. Zutreffend ist, dass wir nicht ausformulieren können, wie eine bessere Gesellschaft im Einzelnen funktionieren wird. Dies ist weder möglich noch politisch wünschenswert. Wir glauben nicht an den fertigen Schaltplan für eine andere Gesellschaft, sondern wollen aus der Kritik am Bestehenden im demokratischen Prozess herausfinden, wie es anders gehen könnte.
Über Wirtschaftsdemokratie haben wir auf fast allen Veranstaltungen diskutiert. Zwei Aspekte sind dabei auf sehr großen Widerhall gestoßen. Zum einen die Frage, welche wirtschaftlichen Bereiche gesellschaftlicher Kontrolle unterstellt werden sollen. Hier ging es um die öffentliche Daseinsvorsorge von der kommunalen Müllabfuhr, dem Schwimmbad bis hin zur Bahn. Die andere Seite war der Bereich der betrieblichen Mitbestimmung mit dem Kernanliegen, dass die Menschen, die in einem Unternehmen arbeiten, auch über die Unternehmenspolitik mitentscheiden sollen.
Ein immer wiederkehrender Diskussionspunkt war das Spannungsfeld von Markt und Kapitalismus. Angemerkt wurde, dass der Markt an sich nichts Schlechtes sei. Allerdings wurde dabei |14|übersehen, dass die Verteilung von Gütern über den Markt stets Gewinn und Verlust und in der Konsequenz soziale Ungleichheit produzieren wird. Deshalb bleibt es richtig, auch das Marktprinzip als Bestandteil des Kapitalismus der Kritik zu unterziehen.
Zuletzt ist noch ein Punkt zu nennen, den wir oft diskutiert haben, an dem wir aber noch immer mit mehr Fragen als Antworten stehen. Es handelt sich um die Frage nach den Trägern emanzipatorischer Gesellschaftsveränderungen. In früheren Generationen war diese Frage zumindest in der Theorie ganz einfach zu beantworten: Es gab das revolutionäre Subjekt der Arbeiterklasse, und diese musste nur noch von der Notwendigkeit des Handelns überzeugt werden. In der Praxis stellte sich diese Arbeiterklasse – auch schon für frühere Generationen – als wesentlich differenzierter dar als vielfach angenommen. Legen wir die Annahme einer per se homogenen Arbeiterklasse beiseite, wird deutlich, dass Teile dieser Arbeiterklasse durchaus auch Ideologien vertreten, die sie zum politischen Gegner werden lassen.
Ohne die arbeitenden wie auch die arbeitslosen Menschen in diesem Land geht es nicht. So viel steht fest. Was das für die politische Praxis heißt, bleibt virulent. Klar scheint für uns nur, dass wir als Jugendverband an den Interessen junger Menschen anknüpfen müssen. Das betrifft bei Schülerinnen und Schülern die Schule, bei Azubis die Lehrstelle, bei Studierenden ihr Studium und für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihren Job. Das betrifft aber auch die Strukturen der Gesellschaft, mit denen junge Menschen bei ihren Entscheidungen immer wieder konfrontiert sind und die ihre Möglichkeiten immer wieder einschränken.
Das Buch
Das vorliegende Buch dokumentiert zunächst die 63 Thesen »Für eine Linke der Zukunft«. Das Thesenpapier wurde im Juni vom Juso-Bundesvorstand veröffentlicht und daraufhin viel diskutiert. |15|Zahlreiche Diskussionsanstöße wurden aufgenommen. Im Oktober haben wir das Papier auf unserem Bundeskongress beschlossen.
Der erste Beitrag stammt vom Vorsitzenden der SPD Franz Müntefering, der sich mit der Frage auseinandersetzt, was links ist. Er erläutert zunächst, dass Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität zu linker Politik dazugehören. Aber auch die Überzeugung, dass Gesellschaft Fortschritt brauche, sei notwendiger Bestandteil. Außerdem geht er auf den Internationalismus der Arbeiterbewegung und das Anliegen für Frieden ein. Ebenso gehöre zu einer linken Politik das Soziale und das Demokratische sowie ein pragmatischer Anspruch, der die Sozialdemokratie auszeichne.
In dem sich anschließenden Generationengespräch ehemaliger Juso-Bundesvorsitzender geht es um die Herausforderungen einer Politik bei den Jusos, wie sich diese in den letzten Jahren verändert haben und was die spezifischen Antworten in den einzelnen Amtsperioden waren. Das Gespräch wurde mit Andrea Nahles (Juso-Bundesvorsitzende 1995–1999), Benjamin Mikfeld (Juso-Bundesvorsitzender 1999–2001), Niels Annen (Juso-Bundesvorsitzender 2001–2004) und Björn Böhning (Juso-Bundesvorsitzender 2004–2007) geführt.
Prof. Dr. Johano Strasser war in den 60er und 70er Jahren bei den Jusos aktiv, stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender und hat vor allem die theoretische Diskussion nach der Linkswende 1969 entscheidend mitgeprägt. Er erläutert, dass er die offene Debatte jenseits dogmatischer Verrenkungen innerhalb der Linken für notwendig hält und dabei die Kategorie der Freiheit eine zentrale Rolle spielen muss. Im Zentrum einer Vision steht für ihn die Debatte um die Arbeitszeit und wie die Arbeitswelt nach den Bedürfnissen der Menschen gestaltet werden könnte.
Uwe Kremer war in den 80er Jahren und zu Beginn der 90er Jahre bei den Jusos aktiv, auch stellvertretender Bundesvorsitzender und hat die 53 Thesen mitgeschrieben. Er stellt zunächst dar, wie in den 80ern darüber diskutiert wurde, wie die politische |16|Linke auf den Übergang von Fordismus zu Postfordismus reagieren könne. Darüber hinaus erörtert er das Spannungsverhältnis zwischen grundsätzlicher Orientierung und dem konkreten Handeln in der Gegenwart. Er fordert ein, dass die Debatte hinsichtlich alternativer Vergesellschaftungsformen, sozialistischer Strukturreformen und solidarischer Ökonomie auch schon im Hier und Jetzt geführt werden müsse.
Dr. Michael Heinrich ordnet in seinem Beitrag die gegenwärtige Krise an den Finanzmärkten ein. Im Fokus dürfe dabei nicht nur der Neoliberalismus stehen, sondern der Kapitalismus generell. Im Anschluss erläutert er, inwieweit die Marxsche Theorie auch heute noch für eine Kritik am Kapitalismus hilfreich ist. Dabei geht er nicht nur auf die Frage von Wert und Kapital ein, sondern auch von Klassen und der Krisenhaftigkeit der kapitalistischen Gesellschaftsordnung.
Ulrich Brand behandelt die Frage vom politischen Umgang mit der Globalisierung. Dabei macht er sich insbesondere für eine kritische Regulierungsperspektive stark. Darüber hinaus geht er auf die Frage nach einer Doppelstrategie ein und damit auf das Verhältnis von Parteien und sozialen Bewegungen sowie die Thematik einer linken Ökologiepolitik. Außerdem fordert er ein, zu untersuchen, inwieweit die Hegemonie des Neoliberalismus tatsächlich Risse bekommen hat.
Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer und Anna Klein gehen auf die soziale Polarisierung in Deutschland ein und untersuchen dabei insbesondere die soziale Desintegration. Eine der Fragen ist, wie Menschen, die sich vom sozialen Abstieg bedroht sehen, mit ihren Mitmenschen umgehen, das heißt, was die Folgewirkungen einer Verschärfung der sozialen Frage für das soziale Zusammenleben sind. Insbesondere der Einzug ökonomistischer Einstellungen auch in soziale Beziehungen, wie zum Beispiel die Haltung, dass eine Gesellschaft sich »nutzlose« Menschen nicht leisten könne, spielt in der Untersuchung eine zentrale Rolle.
Im Mittelpunkt des Beitrags von Michael Sommer steht die |17|Gestaltung der Arbeitswelt. Dabei erläutert er zunächst, welche Veränderungen in der Arbeitswelt zu beobachten sind, um im Anschluss zu skizzieren, worin die Anforderungen der Gewerkschaften an »gute Arbeit« liegen. Dabei spielt nicht nur der existenzsichernde Charakter von Erwerbsarbeit eine Rolle, sondern auch Sinnstiftung und Erfüllung sowie ein effektiver Arbeitsschutz.
Im Gespräch mit Meredith Haaf und Henny Engels wird die Frage eines zeitgemäßen Feminismus erörtert. Dabei spielen Themen wie Prostitution, der Zusammenhang zwischen Kapitalismus und Patriarchat oder der Umgang mit Aussehen und Weiblichkeit eine Rolle. Aber auch die Frage wird aufgeworfen, ob der »neue Feminismus« lediglich von jungen, gut ausgebildeten Akademikerinnen getragen ist und die Situation ärmerer Frauen kaum eine Rolle spielt.
Heidi Wieczorek-Zeul betont, dass solidarischer Internationalismus ein Kernanliegen sozialdemokratischer Politik ist. Darüber hinaus führt sie aus, dass die Sozialdemokratie für eine gerechte Gestaltung der Globalisierung stehen muss: für den Einsatz für die Millenniumsziele, eine echte Friedenspolitik und eine engagierte Entwicklungspolitik. Hinsichtlich Letzterer untersucht sie insbesondere die Rolle von Frauen und die Situation nach der Finanzmarktkrise, die Preissteigerungen bei Lebensmitteln und beim Öl.
Jennifer Stange geht zunächst auf das Spannungsverhältnis von Reformismus und grundsätzlicher Orientierung ein. Darüber hinaus untersucht sie, wie reaktionäre Kapitalismuskritik sich darstellt und insbesondere im Kontext der globalisierungskritischen Bewegung auftritt. Auch wird erörtert, wie die soziale Frage in linken Zusammenhängen teilweise mehr als Appell an die deutsche Solidargemeinschaft denn als Emanzipationsanliegen behandelt wird.
 
An diesem Projekt waren viele beteiligt. Danken möchte ich allen aus dem Bundesvorstand für die gemeinsame, solidarische Arbeit |18|an den Thesen und dem ganzen Projekt. Bedanken möchte ich mich bei meinen politischen Freunden Jan Böning, Michael Karnetzki, Tobias Pforte-von Randow und Ruppert Stüwe. Hätten sie damals nicht an einem Sonntag mit mir diskutierend zusammengesessen und wären mir so oft mit Rat und Unterstützung zur Seite gestanden, wäre dieses Projekt so nicht zustande gekommen. Danken möchte ich außerdem Katrin Münch, ohne die gar nichts gehen würde.


|19|Für eine Linke der Zukunft Thesen zu jungsozialistischer Politik

Jusos 
1. Intro
These 1
Voraussetzungen linker Politik heute
Für linke Politik standen die Vorzeichen in den letzten Jahren schlecht. Der real existierende Sozialismus war gescheitert und eine Alternative zum Kapitalismus damit scheinbar diskreditiert. Dem entsprach, dass die Behauptung des »There is no Alternative«-Prinzips (TINA) der Konservativen von den linken Kräften des Parlamentarismus übernommen und dem links-liberalen Bürgertum als vermeintlich entideologisierte Politikform des einzig Möglichen dargebracht wurde.
Auf der anderen Seite wuchs bei vielen links stehenden politisch Interessierten die Überzeugung, Parteipolitik führe zwangsläufig zu Konformismus, Opportunismus und Karrierestreben. Als Beweis mussten ehemalige 68er herhalten, die sich von alten Idealen abgewandt hatten und diese nunmehr als spannende Geschichten ihrer Jugend abtaten.
Die Früchte der Politik der scheinbaren Alternativlosigkeit und Sachzwänge sind heute allgegenwärtig: soziale Spaltung, Armutszunahme, prekäre Beschäftigungssituationen. Viele Menschen sind nicht mehr bereit, diese Zustände zu akzeptieren. Das bedeutet |20|nicht, dass die Skepsis junger Menschen gegenüber Parteipolitik abgenommen hat, aber damit haben sich die Vorzeichen und Chancen für linke Politik geändert.
 
These 2
Wohin wir gehen
Jungsozialistische Politik trägt die Überzeugung in sich, dass der Kapitalismus überwunden werden muss, um ein freies und gleiches Leben für alle zu verwirklichen. Wir gehen davon aus, dass eine menschliche Gesellschaft nur verwirklicht werden kann, wenn Freiheit, Gleichheit und Solidarität erkämpft werden. Wir wissen, dass Freiheit, Gleichheit und Solidarität noch nicht erreicht sind, sondern der Kampf um sie die Aufgabe der sozialistischen Bewegung ist. Daran hat sich auch heute nichts geändert. Wir Jungsozialistinnen und Jungsozialisten gehen davon aus, dass jeder Mensch für sich erstrebt, ein vollkommenes Leben zu führen. Unser Ziel bleibt der demokratische Sozialismus. Dessen Grundwerte waren der Maßstab, an dem sich SozialdemokratInnen als Teil der ArbeiterInnenbewegung gemessen haben. Sie sind die Grundlage für den politischen Erfolg, den die SPD als Partei immer wieder erzielen konnte.
Wir Sozialistinnen und Sozialisten geben uns mit dem Erreichten nicht zufrieden, sondern wollen, dass es den Menschen besser geht. Daher streiten wir für eine Überwindung der Verhältnisse, in denen der Mensch ausgebeutet wird und die nach wie vor in historisch wandelbarer Gestalt fortbestehen.
Den demokratischen Sozialismus zu erreichen ist eine dauernde Aufgabe. Ihn exakt zu definieren ist unmöglich. Es ist eine unmögliche Aufgabe und nicht wünschenswert, eine Vision bis ins kleinste Detail aus den heutigen Verhältnissen heraus zu beschreiben. Diese Verhältnisse werden nicht nur von uns heute geformt, sondern formen auch uns und unsere Vorstellungswelten. Für uns ist aber wichtig, klarzustellen, dass das derzeitige System |21|ein System der Ungleichheiten ist und wir deshalb nach anderen Formen des Zusammenlebens suchen. Wir sehen es als unsere Aufgabe, Kritik am bestehenden System zu formulieren und aus dieser Kritik die Kraft zu schöpfen, für eine andere gesellschaftliche Verfasstheit zu kämpfen. Es hilft nicht, wenn ein »ArbeiterInnenführer«, eine »linke Elite« oder eine »Avantgarde« der Gesellschaft ein Modell aufzwingen will. Die Diskussion darüber, wie eine Gesellschaft anders aussehen kann, sehen wir als Teil unseres Kampfes. Ziel ist eine demokratische Verständigung über die Frage, wie eine andere Gesellschaft aussehen und organisiert werden kann. Diese Vision ist nur durch Menschen und ihre Überzeugung verwirklichbar. Daraus ergibt sich jedoch auch, dass jetzt noch nicht feststeht, was am »Ende« dieses Überwindungsprozesses kommt. Sozialismus ist also ein Ergebnis offener demokratischer Prozesse, die sich an unserem Bild vom Menschen und an unseren Grundwerten orientieren.
Mit diesem Papier wollen wir eine innerverbandliche Verständigung über jungsozialistische Politik erreichen und eine Standortbestimmung jungsozialistischer Politik vornehmen.
2. 40 Jahre »Linkswende« der Jusos – Kontinuität im Wandel
These 3
Selbstverständnis der Jusos
Seit der auf dem Münchner Juso-Bundeskongress 1969 mit der demonstrativen Abwahl des damaligen Bundesvorsitzenden vollzogenen »Linkswende« verstehen sich die Jungsozialistinnen und Jungsozialisten in der SPD sowohl als eigenständige linke Jugendorganisation als auch als sozialistischer Richtungsverband in der SPD. Dieses doppelte Selbstverständnis prägt die Jusos trotz vielfältiger Brüche in den vergangenen Jahrzehnten auch heute noch.
|22|Trotz aller Differenzen zwischen den verschiedenen Strömungen des Verbandes eint die Jusos seit der Linkswende die Überzeugung, dass der »demokratische Sozialismus« des SPD-Grundsatzprogramms nur durch eine grundlegende Überwindung der kapitalistischen Gesellschaftsformation Wirklichkeit werden kann. Dabei gab es im Verband unterschiedliche Einschätzungen in der Analyse des real existierenden Kapitalismus, in der Frage der Strategie antikapitalistischer Gesellschaftsveränderung und in der Bewertung der Rolle der Sozialdemokratie. Diese Differenzen wurden in äußerst heftigen Flügelkämpfen ausgetragen, ohne jedoch das gemeinsame sozialistische Selbstverständnis der Jusos infrage zu stellen.
 
These 4
Die Linkswende und die Jusos in den 70er Jahren
Ausgangspunkt für die Linkswende der Jusos war das Wiederaufbrechen der kapitalistischen Krisenhaftigkeit in der BRD Mitte der sechziger Jahre, das den Glauben an die immerwährende Prosperität der »Wirtschaftswunder«-Jahre erschütterte. Im Zuge der antiautoritären Studentenrevolte strömten massenhaft junge kritische Studierende und SchülerInnen in die SPD. Die Reformeuphorie zu Beginn der sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt wirkte als Katalysator für gesellschaftsverändernde Bestrebungen vor allem in der Jugend.
Nach der vollzogenen Linkswende bildeten sich bei den Jusos Anfang der 70er Jahre unterschiedliche Flügel heraus. Während die »reformsozialistische« Strömung (im Juso-Jargon »Refos«) sich die Überwindung des Kapitalismus mittels schrittweiser »systemüberwindender Reformen« durch eine SPD-Regierung vorstellte, beharrten andere Teile der Jusos auf einer »Mindestschwelle der Vergesellschaftung der Produktionsmittel«, unterhalb derer alle Reformen der kapitalistischen Gesellschaftsform verhaftet bleiben und immer wieder infrage gestellt werden würden.
|23|Unterschiedliche Auffassungen gab es in der Einschätzung des Strukturwandels der kapitalistischen Gesellschaft. Die im »Hannoveraner Kreis« zusammengeschlossene Juso-Linke orientierte sich in ihrer Strategie an der vor allem aus Frankreich übernommenen Theorie des »staatsmonopolistischen Kapitalismus« (»Stamokap«), die davon ausging, dass sich der Kapitalismus durch die immer stärkere Konzentration und Zentralisation des Kapitals zu einem von einigen wenigen Monopolen beherrschten System entwickelt habe, bei dem sich die Monopole den formal demokratisch organisierten Staatsapparat zunehmend unterordnen würden. Gegen diese Theorie wandte sich vor allem die Strömung der »AntirevisionistInnen«, die einen monopolistischen Strukturwandel der kapitalistischen Gesellschaft bestritten, da dieser durch die kapitalistische Konkurrenz immer wieder gesprengt werden würde. Aus diesem Grunde wurde auch die der Stamokap-Theorie immanente Strategie antimonopolistischer Bündnisse zwischen ArbeiterInnenklasse, nichtmonopolistischen Kapitalgruppen und kleinbürgerlichen Zwischenschichten verworfen.
Unterschiedliche Auffassungen gab es schließlich in der Einschätzung der Rolle der SPD und hinsichtlich der Bedeutungszumessung der beiden Seiten der »Doppelstrategie«. Die ReformsozialistInnen stellten Parteiarbeit in der SPD und Arbeit in sozialen Bewegungen unvermittelt nebeneinander. Die »AntirevisionistInnen« hielten die Politik der SPD für unaufhebbar reformistisch an die kapitalistische Gesellschaftsformation gebunden und sahen deshalb die zentrale Aufgabe der Jusos alleine in der Entfaltung autonomer Gegenmachtpositionen außerparlamentarischer Basisbewegungen. Die Juso-Linke betrachtete die »Doppelstrategie« als einen Hebel für die »prinzipiell lösbare Kampfaufgabe«, die SPD zu einer »wirklich sozialistischen« Partei zu machen. Mit der Stärkung des in realen Klassenkämpfen wachsenden sozialistischen Bewusstseins in der ArbeiterInnenklasse würde sich dieses auch in der SPD, die man als »reformistische Arbeiterpartei« ansah, durchsetzen.
|24|In den »Herforder Thesen« zur Arbeit von Marxisten in der SPD von 1980 entwickelte die Juso-Linke die Theorie des »demokratischen Übergangs zum Sozialismus«, der sich durch das Bekenntnis zum Mehrparteiensystem sowie zur garantierten Meinungs- und Organisationsfreiheit vom Realsozialismus in der Sowjetunion, der DDR und den anderen Ländern in Mittel- und Osteuropa abhob. Der Untermauerung dieser Unterscheidung diente auch die bei den Jusos in den 80er Jahren verbreitete Rezeption des »Austromarxismus« in der österreichischen Sozialdemokratie der Zwischenkriegsperiode.
 
These 5
Die Jusos in den 80er Jahren
In den 80er Jahren zeigten sich gesellschaftliche Veränderungen in der kapitalistischen Gesellschaft selbst: wirtschaftlicher Strukturwandel im Zuge der wissenschaftlich-technologischen Entwicklungen, die Auflösung traditioneller ArbeiterInnenmilieus im Prozess der zunehmenden Individualisierung, die Entstehung neuer sozialer Bewegungen jenseits des unmittelbaren Konflikts zwischen Kapital und Arbeit, die Entstehung der Partei Die Grünen.
Diese Entwicklungen zerstörten alte Gewissheiten und führten wie in anderen Teilen der bundesdeutschen Linken auch bei den Jusos zu strategischen Neuausrichtungen. Diese bezogen sich unter anderem auf ein neues Verständnis des Verhältnisses Ökonomie und Ökologie, auf die »Zukunft der Arbeit« (bei der sich Teile des Juso-Verbandes zu einem die Erwerbsarbeit relativierenden »Recht auf Faulheit« bekannten) und vor allem – unter dem Begriffspaar »Sozialismus und Feminismus« – auf eine neue Bewertung der Geschlechterverhältnisse für eine emanzipatorische Gesellschaftsveränderung.
Mit der »jugendpolitischen Orientierung« versuchten die Jusos in der zweiten Hälfte der 80er Jahre eine spezifische Antwort auf die zunehmende Individualisierung im Kapitalismus zu geben, in der auch ihre Rolle als Jugendverband wieder stärker in den |25|Mittelpunkt der Aktivität gerückt werden sollte. Strategischer Ausgangspunkt war die Analyse einer im Zuge verlängerter Ausbildungszeiten sich herausbildenden eigenständigen Jugendphase im Kapitalismus. Die gewachsenen Lebensansprüche der Jugendlichen wurden als eine emanzipatorische Potenz begriffen, ihre Verteidigung gegen die kapitalistische Zurichtung als Hebel zur Gewinnung der Jugendlichen für sozialistische Politik.
 
These 6
Die Jusos in den 90er Jahren
Das Dilemma dieser emanzipatorisch gedachten Neuausrichtungen sozialistischer Strategie bei den Jusos war ihr zeitliches Zusammentreffen mit dem Zusammenbrechen der real existierenden Alternative zur kapitalistischen Gesellschaft im Jahre 1989. Trotz aller Distanzierung der Jusos vom Sozialismus-Modell in Osteuropa waren auch die Jusos von dessen Zusammenbruch betroffen.
Die Vorstellung einer möglichen grundsätzlichen Alternative zur kapitalistischen Gesellschaftsform schien insgesamt diskreditiert.
Was in der Juso-Strategiediskussion in der zweiten Hälfte der 80er Jahre als Modernisierung sozialistischer Politik gedacht war, geriet jetzt unbeabsichtigt zu einem Element der Defensive sozialistischer Vorstellungen. Schon die als Nachfolgeprojekt der Herforder Thesen gedachten »53 Thesen des Projekts Moderner Sozialismus« von 1989 hatten in versuchter Aufhebung des »Gegensatzes von Reformismus und revolutionärem Sozialismus« zur zentralen Aufgabe von SozialistInnen erklärt, sich aktiv reformpolitisch »in die nächste Phase kapitalistischer Entwicklung einzuschreiben«. Nun geriet der Sozialismus in der Grundsatzerklärung der Juso-Linken von 1991 (in abgewandelter Form auch als Grundsatzerklärung des gesamtdeutschen Juso-Verbandes 1991 vom Potsdamer Bundeskongress beschlossen) gar zur Aufgabe, »in den ökonomischen, sozial-kulturellen und politischen Verhältnissen der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft die Grundlagen für einen entwickelten |26|Sozialismus so weit wie möglich auszubauen«. In dieser Vorstellung verwischten sich die grundlegenden Unterschiede zwischen kapitalistischer und sozialistischer Gesellschaft. Und die »jugendpolitische Orientierung« der Jusos in den 80er Jahren verwandelte sich in den 90er Jahren mit der Konzeption der »Jugendlinken« von einer auf die Gesellschaft gerichteten Strategie zu einem rein organisationspolitischen Ansatz eines Bündnisses von Jugendverbänden.
 
These 7
Die Jusos in den 2000er Jahren
Die Ende der 90er Jahre und Anfang dieses Jahrzehnts geführte neue Strategiediskussion bei den Jusos unter dem Titel »Neue Zeiten denken!« versuchte schließlich, aufbauend auf den Debatten von Anfang der 90er Jahre, die sich im Zuge der neuen Kommunikationstechnologien und der New Economy abermals verstärkende Individualisierung der Gesellschaft – die vor allem die Jugendgeneration prägt – in einem Ansatz aufzunehmen, in dem »Ansprüche auf eigene Leistungserbringung« mit dem Wunsch nach solidarischen Gesellschaftsverhältnissen miteinander verbunden werden sollten. Damit war dieser Ansatz zugleich Widerspiegelung und Antwortversuch auf die im Umfeld von Gerhard Schröder für die Politik der rot-grünen Bundesregierung entwickelten Strategien der »neuen Sozialdemokratie« mit ihrer Verbindung von »Innovation und Gerechtigkeit«. Ziel dieser Strategie war es, eine neue Koalition zwischen Gewinnern und Verlierern der aktuellen gesellschaftlichen und ökonomischen Umbrüche zu bilden, deren Grundgedanke der der Solidarität sein sollte. Der Begriff der »Leistung« wurde zu einem positiv bewerteten Begriff, wobei seine kapitalistische Formbestimmtheit unhinterfragt blieb. Im sozialdemokratischen Diskurs rund um die Hartz-Gesetzgebung und das Prinzip des »Fördern und Fordern« wurden jetzt auch soziale Ansprüche an die Erbringung von »Gegenleistungen« der Menschen gebunden. Bei den Jusos wurde darüber hinaus über den Umgang |27|mit veränderten Erwerbsbiografien diskutiert. Grundlage der Analyse war, dass sich Erwerbsleben verändern und die Menschen nicht mehr ihr ganzes Erwerbsleben im gleichen Betrieb verbringen. Die Orientierung war dabei auf den Umbau des Sozialstaates gerichtet, um insbesondere Brüche in den Lebensläufen abzusichern.
 
These 8
Die Jusos heute
Linke Ideen waren in den letzten Jahrzehnten in der Defensive. Mit Versuchen der Relativierung sozialistischer Positionen und der Anpassung an vermeintliche Sachzwänge hatte auch der Juso-Verband zu kämpfen. Umso bemerkenswerter ist es, dass trotz all dieser Schwierigkeiten die Jusos mehrheitlich links geblieben sind. Dass sich in den letzten Jahrzehnten sozialistische Grundvorstellungen der Jusos in Form einer die kapitalistischen Gesellschaftsverhältnisse überwindenden Zielorientierung mehrheitlich erhalten haben, rührt auch daher, dass die Widersprüche kapitalistischer Logik und der auf ihre systemimmanente Gestaltung gerichteten Politik der SPD Menschen stets aufs Neue zu Widerstand in Form sozialer Bewegungen herausfordern. An diesen sozialen Bewegungen waren und sind die Jusos immer wieder beteiligt gewesen: Kampf gegen die Abschaffung des Asylrechts Anfang der 90er Jahre, Kampf gegen die Militarisierung deutscher Außenpolitik durch die Beteiligung der Bundeswehr an Auslandseinsätzen, globalisierungskritische Bewegung, Proteste gegen »Hartz IV« und die »Agenda 2010«.
Die »Doppelstrategie« der Jusos bestätigt sich auf diese Weise als immer wieder aktualisierter Impuls, sich nicht mit den bestehenden Verhältnissen abfinden zu wollen, sondern diese zu verändern.
Als Jusos haben wir heute mit Schwierigkeiten in der politischen Organisierung zu kämpfen. Viele junge Menschen engagieren sich nicht links. Dass sie nicht in der SPD aktiv werden, hat mit |28|vielen Problemen der SPD zu tun. Gleichzeitig gilt es hierbei aber auch, selbstkritisch mit der politischen Praxis unseres Verbandes umzugehen. Eine Vielfalt des Verbandes hinsichtlich seiner Mitglieder ist anzustreben, und dafür lohnt es zu kämpfen. Gleichzeitig stehen wir vor einem Dilemma: Die Bedeutungszunahme der sozialen Frage führt dazu, dass sich weniger junge Menschen politisch engagieren. Viele fühlen sich als EinzelkämpferInnen um Praktika, Auslandskenntnisse, schnelle Abschlüsse und so weiter und sehen für sich nicht den Weg der kollektiven Organisierung. Gleichzeitig brauchen wir das Engagement von mehr jungen Menschen, um dem Druck auf die Lebensbiografien durch politisches Handeln in Form von sozialstaatlichen Absicherungen entgegenwirken zu können.
Die tatsächliche Veränderung der bestehenden Verhältnisse erfordert also stets aufs Neue eine zeitgemäße Analyse der kapitalistischen Gesellschaft und die Entwicklung einer diese Gesellschaft überwindenden politischen Strategie.
3. Don’t fight the player, fight the game
These 9
Kapitalismus als Totalität
Kapitalismus ist das dominante Strukturprinzip der Gesellschaft. Die ihm innewohnende Logik und Dynamik der Verwertung durchzieht alle Lebensbereiche und sozialen Beziehungen der Menschen untereinander.
Diese Totalität des Kapitalismus determiniert auch seine Gegnerschaft. Weder kommunal verwaltete Schwimmbäder noch das besetzte Haus mit Volksküche untergraben die Strukturmerkmale der Verwertungslogik. Sie sind im besten Fall erkämpfte Rettungsringe der Vernunft im Meer der Unvernunft.
Um die inneren Zwänge der kapitalistischen Produktionsweise |29|hinreichend darstellen zu können, müssen die strukturierenden Gegensätze näher betrachtet werden. Diese Gegensätze stellen sich nicht personifiziert dar, sondern müssen als Strukturelemente in ihrer Abstraktheit begriffen werden. Der Kapitalismus hat bewiesen, dass er sich immer wieder auf neue Bedingungen einstellen und seine Strukturprinzipien mit neuem Gesicht erhalten konnte. Die jeweiligen Strukturen spiegeln sich in permanenten Auseinandersetzungen der AkteurInnen wider. Die Rolle der AkteurInnen ist durch die historische Konstellation bestimmt, und umgekehrt bestimmen die Auseinandersetzungen der AkteurInnen und die Ergebnisse dieser Prozesse die Strukturen immer wieder neu.
Kapital und Arbeit als Antagonisten bedingen sich gegenseitig und lassen sich nicht hierarchisieren. Im Folgenden wird aber versucht, sie einzeln zu charakterisieren.
 
These 10
Das Kapital
Triebkraft kapitalistischer Gesellschaft ist die Suche nach immer neuen Verwertungsmöglichkeiten für das eingesetzte Kapital. Dies ist der entscheidende Unterschied zu nicht kapitalistisch strukturierten Gesellschaften: Die Vermehrung des eingesetzten Kapitals ist das eigentliche Ziel der Produktion. Dabei bildet das Kapital keinen homogenen Block. Im Gegenteil: Unterschiedliche Einzelkapitale stehen in Konkurrenz zueinander und treiben sich durch die Entwicklung immer neuer Produktionsweisen und Waren gegenseitig an.
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